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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/344 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 8/69 — des 
Leopold Windisch, Mainz, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 1. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er unter Bezugnahme auf 
mehrere Bestimmungen des Grundgesetzes, des 
Strafgesetzbuches und einige Urteile deutscher 
Gerichte vor: 

Die freiheitlich demokratische Ordnung in der 
Bundesrepublik Deutschland sei verletzt und seit 
1964 sei fortlaufend eine Wahlmanipulation be- 
trieben worden. Insoweit beruft er sich auf den 
Beschluß des Deutschen Bundestages in seiner 
Wahl anfechtungs Sache zur Wahl des 5. Deut- 
schen Bundestages — Drucksache V/374 — , mit 
dem sein damaliger Wahleinspruch als offen- 
sichtlich unbegründet zurückgewiesen wurde. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer Öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
aus den nachfolgenden Gründen offensichtlich unbe- 
gründet. 

Aufgabe der Wahlprüfung ist es festzustellen, ob 
durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
Ergebnis der Wahl beeinflußt worden ist und diese 
Verletzung Einfluß auf die Mandatsverteilung 
haben könnte. 

Der Einspruchsführer hat keine Verletzung der 
Wahlrechtsvorschriften behauptet. Seine Ausführun- 
gen sind in sich unverständlich und vermögen des- 
halb einen Wahleinspruch nicht zu begründen. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Reditsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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